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Unſere Verfaſſung. 


König Friedrich Wilhelm III. hatte ſeinem Volke 
ſchon in den Maitagen des Jahres 1815 eine „Kon⸗ 
ſtitution“, das heißt eine Verfaſſung verſprochen. In 
der Verordnung vom 22. Mai verhieß er feierlich, 
daß er eine förmliche „Verfaſſungsurkunde“ werde aus⸗ 
fertigen laſſen. Durch dieſes Dokument, ſo erklärte er 
ſelbſt, ſollte allen Bürgern des preußiſchen Staats ihre 
„bürgerliche Freiheit“ und eine „gerechte Staats⸗ 
verwaltung“ feierlich verbrieft und für alle Zukunft 
ſicher geſtellt werden. 

Es war damals eine gefahrvolle Zeit, denn Kaiſer 
Napoleon war vor wenig Wochen von der Inſel Elba 
9 Frankreich und Paris zurückgekommen und bedrohte 
unſer Vaterland mit einem neuen ſchweren Kriege. Er 
konnte gar nicht anders beſiegt werden, als wenn das 
anze Volk en und mit vollem Vertrauen zu 
m Könige ſtand. Es ſtand zu ihm, wie er es er- 
wartete. Kaum vier Wochen nach jenen Berhelfungen 
ſchlugen unſere Väter unter der Führung des alten 
Blücher bei Belle⸗Alliance den übermüthigen Feind 
wiederum auf das Haupt. Sie hatten das Vaterland 
und unſer Königshaus zum zweiten Male gerettet. 

Leider hatte Friedrich Wilhelm III. neben 1 
Räthen und Miniſtern auch ſehr ſchlimme Rathgeber. 
Diefe brachten es dahin, daß die verheißene Verfaffungs⸗ 
urkunde nicht er wurde. So blieb Preußen in 
dieſer Beziehung hinter faſt allen übrigen deutſchen 
Staaten zurück. Wir mußten uns volle dreiunddreißig 
Jahre ohne die verſprochene Verfaſſung behelfen. Da 
brach wieder eine ſchwere Zeit herein, eine Zeit, die 
freilich Zanz anders gun als jene Tage, da Preußen 
es mit den fremden Feinden zu thun hatte. Aber fie ver⸗ 
anlaßte, daß König Friedrich Wilhelm IV. das Wort 
ſeines Vaters einlöſte. Er verkündigte am 5. Dezember 
1848 eine Verfaſſungsurkunde. Er erklärte zugleich, daß 
dieſe e ae noch der Verbeſſerung bedürfe, und daß 
er 5 ſo, wie ſie da war, durchaus nicht ſeinem Volke 
aufdringen wollte. 


Im Gegentheil, ſie ſollte von den 


erwählten Vertretern des Volkes ſorgfältig und in allen 
Punkten geprüft, und erſt nach geſchehener Prüfung end⸗ 
gültig feſtgeſtellt werden. Dieſe Prüfung traf leider auf 
vielfache an und fo kam es, daß fie erft 
im Januar 1850 beendigt wurde. Die Volksvertretung 
atte alle Abänderungen, welche der König und feine 

inifter nachträglich gewünſcht hatten, nach gründlicher 
Berathung und um das gute Werk nicht zu ſtören, 
endlich genehmigt; und nun verkündigte Friedrich Wil⸗ 
helm IV. am 31. Januar 1850, daß er „die Teafung 
in Uebereinſtimmung mit beiden Kammern,“ wie damals 
die beiden Häuſer des Landtags hießen, „endgültig feſt⸗ 
geſtellt“ habe. Dieſe Verfafſung ſolle fortan das 
ez e des preußiſchen Volkes 
ein. 

Der König ſelbſt hat alſo die Verfaſſung vom 31. Ja⸗ 
nuar 1850 das Staatsgrundgeſetz des preußiſchen Staates 
genaunt. Er hat ſie darum ſo genannt, weil ſie allen 
übrigen Geſetzen und allen Einrichtungen dieſes Staates 
zu Grunde liegen, und weil ſie das unerſchütterliche Fun⸗ 
dament ſein solle, auf welchem die neue Ordnung unſeres 
Staatslebens als ein Werk der Gerechtigkeit und der 
Weisheit feſt und ſicher gegründet werden könnte. Die 
Verfaſſung ſollte ſein das höchſte Geſetz des Landes, 
über jedem anderen 1 0 Alle Geſetze, alle Anord⸗ 
nungen und alle Handlungen der Obrigkeit ſollten an 
ihr gemeſſen und nach ihr gerichtet werden. Darum 
ſteht in ihrem einhundert und neunten Artikel geſchrieben, 
daß kein Geſetz und keine obrigkeitliche Ver⸗ 
ordnung Geltung haben ſoll, wenn ſie mit den 
Geboten dieſer Berfafſung nicht in Ueberein⸗ 
ſtimmung ſich befinde. 

Auch ſollte niemand daran zweifeln dürfen, daß die 
Verfaſſung das Hauptgeſetz des Landes tft, und daß 
Jedermann, ohne Unterſchied der Perſon, ihr die höchſte 
W und den unbedingteften Gehorſam zu er⸗ 
8 ſchuldig iſt. Darum iſt die Würde und die 
verbindende und verpflichtende Kraft der Verfaſſung in 
einer ſo feierlichen Weiſe anerkannt worden, wie das 
bei keinem anderen Geſetze und keiner anderen Einrich⸗ 


tung unſeres Staates jemals geſchehen iſt und geſchehen 
Im weichen Gottes und vor den Vertretern 


ſolle. 
des ganzen preußiſchen Volkes, haben zwei unſerer Könige, 
Friedrich Wilhelm IV. und Wilhelm I., mit dem 
heiligſten Eide gelobt, daß ſie dieſe Verfaſſung 
„feſt und unverbrüchlich halten“, und daß fie 
nur „in Uebereiuſtimmung mit derſelben und 
den Geſetzen regieren“ wollen. Auch ſind alle 
ihre Nachfolger auf dem Throne ausdrücklich verpflichtet, 
bei dem Antritte ihrer Regierung genau denſelben Eid 
zu leiſten. Dazu haben alle Mitglieder des Abgeord⸗ 
netenhauſes und des Herrenhauses und ebenſo alle Be⸗ 
amten im ganzen Staate geſchworen, und alle ihre 
Nachfolger in der Volksvertretung oder im Amt müſſen 
ſchwören, daß fie die ganze Verfaſſung in allen Stücken 
treu und gewiſſenhaft beobachten wollen. 

Wenn wir alſo wiſſen, welche hohe Wichtigkeit dem 
Verfaſſungswerke beigelegt worden iſt lange vorher, ehe 
es 0 Stande kam, und wenn wir daun an die Eide 
denken, mit denen unſere Könige, unſere Volksvertreter 


und unſere Beamten ſie beſchworen haben, ſo wird es 


uns ſehr ſchwer, den Unverſtand derer zu begreifen, die 
dieſe Verfaſſung als ein königsfeindliches, ein gemein⸗ 
ſchädliches, und wohl gar als ein gottloſes Werk ver⸗ 
dächtigen und ſchmähen. 

Im Gegentheil, die Verfaſſung iſt es, durch welche 
in Preußen zum erſten Male die Rechte des Königs, 
der Obrigkeiten und aller Staatsbürger mit deutlichen 
und Haren Worten feſtgeſtellt find, und alle dieſe Rechte 
können eine ſichere Gewähr nur 
und gewiſſenhaften Beobachtung der Verfaſſung, darin 
liegt der Werth und die Bedeutung dieſes unſeres Staats⸗ 
grundgeſetzes. . 


Politiſche Wochenſchan. 


Deutſchland. Am 16. und 17. d. M. war in Weimar 
der von der Verſammlung der deutſchen Volksvertreter ge⸗ 
wählte ſechsunddreißiger Ausſchuß verſammelt, um über die 
Art ſeiner ferneren Tätigkeit u berathen. Die dem Aus⸗ 
ſchuß ſpeziell als Aufgabe geftelte ſchleswig-holſteinſche Frage 
iſt bis jetzt nur in der einen Beziehung als gelöſt zu be⸗ 
trachten, daß die Herzogthümer vom däniſchen Joch befreit 
find, aber die ſelbſtſtändige Konſtituirung der Herzogthümer 
als beſonderer Staat iſt noch nicht erreicht, es wird deshalb 
Aufgabe des Ausſchuſſes fein, dahin zu wirken, daß dabei 
das Selbſtbeſtimmungsrecht der ne zur Geltung 
gelange. Dem Ausſchuß find im Laufe des Jahres von 
patriotiſchen Männern gegen 350,000 Thlr. zur Verfügung 
geſtellt worden, von welcher Summe etwa 200,000 Thlr. 
direkt für die herzogliche Regierung und 60,000 Thlr. für 
Unterſtützungen verwendet ſind. , a 

Von der Armee werden, wie es heißt, ſehr viele 
Truppen auf Urlaub entlaſſen, wodurch die Verkürzung der 
Dieniteit bis auf zwei Jahre, ja theilweiſe bis auf eine 
noch kürzere Zeit i 0 hergeſtellt wird, man darf alfo wohl 
erwarten, daß einer geſetzlichen Regelung dieſer Frage in dem 
Sinn, daß künftighin die Soldaten nur zwei Jahre bei den 
Fahnen bleiben ſollen, nichts mehr im Wege ſteht. 

Man hatte vielfach zum 18. Oktober, welcher gleichzeitig 
der Jahrestag der Schlacht bei Leipzig und der Geburtstag 


finden in der treuen 


des Kronprinzen iſt, und welcher Ta ch 
beſonders für das königliche Haus dur igften 
Enkels des Königs erfreulich iſt, den Erlaß einer Amneſtie 
erwartet. Man hat ſich getäuſcht, der Tag iſt nur durch 
die Vollziehung einer Urkunde gefeiert worden, durch welche 
ein neuer Orden, das „Düppeler Sturmkreuz“ geſtiftet 
u M. f 

m 12. d. . fand vor dem i eri 

Ratibor die 1 na zweiter us Pn e 
der Abgeordneten Baſſenge (Lüben), Bailenge (Lauban) 
Pflücker (Bunzlau), Qual (Sprottan), Aſſmann (Lieg⸗ 
nitz) und Geis dorf gegen den Fiskus wegen der Stellver⸗ 
tretungskoſten ſtatt. Das Appellationsgericht erkannte 
auf Verurtheilung des Juſtizfiskus zur Rückzah⸗ 
lung desjenigen Betrages, welchen er an Stell. 
vertretungskoſten aus deu Gehalte der Kläger 
entnommen hat. — Nach den in der Verhandlung er- 
örterten Gründen iſt ſo erkannt worden, 

weil die Verfaſſung dem Beamten, wie jedem anderen 
Staatsbürger, das Recht zum Eintritt in die Kammer 
garantirt; und ſomit der zum Abgeordneten gewählte Be- 
amte kraft eines Geſetzes in die Kammer eintritt; und 
weil der Richtergehalt kein für beſtimmte Leiſtungen ge 
währter Arbeitslohn ſei; dieſen Erwähnungen gegenüber 
von einer durch die Stellvertretung geleiſteten nützlichen 
Verwendung aber keine Rede ſein Iban. 

In dem gleichen Prozeſſe des Abgeordneten, Kreisgerichts ⸗ 
direktor Wach ler, welcher in zweiter Inſtanz von dem Appel ⸗ 
lationsgerichte zu 1 verhandelt wurde, iſt auf Ab- 
weiſung der Kläger erkannt worden. In kurzer Zeit wird 


in dieſem Jahre no 
die Taufe Ber fin 


dieſe Frage vor deut tete Juſtanz zur end · 
gültigen Entſcheidung koͤmmen. 

Naumburg wurde am 14. d. M. der Abgeordnete 
Kreisrichter Keuff 


el mit ſeiner Klage gegen den Fiskus wegen 
der Stellvertretungskoſten von dem Kalcher zurück rvleſen 
Am folgenden Tage fand in derſelben Stadt von dem Bagateli- 
kamulffarhus die Verhandlung in der Klage der Abgeordne⸗ 
ten Forſtmann, Bertram und Keuffel gegen den Fiskus 
wegen der Prozeßkoſten, deren Erſtattung b fen in 
beſonderer Klage gefordert hatten, ſtatt. Von dieſem Richter 
wurde der Fiskus verurtheilt. 


Der in der Feſtung Glogau unter ungewöhnlichen Um⸗ 
ſtänden erfolgte Tod eines jungen Mädchens, mit N 
der Name eines der in Garniſon liegenden Offiziere in Ver- 
bindung gebracht wird, macht ein großes Aufſehen, ganz be⸗ 
ſonders, da alle näheren Umftände wegen der bei der Unter- 
ſuchung der Leiche von Seiten der Militärärzte in ein tiefes 
Geheimniß gehült u bleiben ſcheinen. Wir find ganz über- 
zeugt, daß der Offzier, auf den der Artzwohn des Volkes 
ſeine Blicke gelenkt hat, von dem Kriegsgericht, welches 
mit der Unterſuchung nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
über die Militärgerichtsbarkeit beauftragt werden muß, mit 
derſelben Strenge und derſelben Unparteilichkeit Heben wird, 
wie an dem bürgerlichen Gericht, aber das Re tsbewußtſein 
des Volkes fühlt ſich mit Recht dadurch unbefriedigt, daß 
eine Militärperſon, welche eines Vergehens angeklagt wird. 
das mit der militairiſchen Disziplin gar nichts zu dm hat, 
von einem anderen Gerichtshof erichtet werden fol, als 
Perſonen bürgerlichen Standes. Andererſeits liegt aber auch 
in der Oeffentlichkeit, welche bei den bürgerlichen Gerichten 
herrſcht, ein großer Schutz für den Angeklagten ſelbſt. 

Die Abgeordneten, Profeſſor v. Sybel (für Elberfeld), 
Juftizrath Pflücker (für Breslau), und Theloſen (für 
Aachen) haben ihre Mandate niedergelegt. : 

Schleswig-Holſtein. Der Friede, deſſen bevorſtehender 


Abſchluß vor wenigen Tagen als ſicher gemeldet wurde, tft 
noch immer durch Verzögerungen, welche von Kopenhagen 
aus herbeigeführt werden 0 nicht zu Stande gekommen. 
8 0 0 Blätter MA ö t 
des Großherzogs von Oldenburg dem ſchleswig⸗holſtein 'ſchen 
Volk aus dem Grunde zu empfehlen, weil derſelbe ein reicher 
Fürſt ſei, wogegen der Herzog Friedrich nicht nur kein Ver. 
mögen, ſondern ſogar Schulden haben ſoll. Wir ſind mit 
den Vermögens verhältniſſen beider Herren nicht vertraut, das 
aber ſcheint uns ſicher zu fein, daß der Herzog Friedrich reich 
de an gutem Recht und an Wünſchen des ſchleswig⸗ hol · 
einiſchen Volkes für 1 baldige Thronbeſteigung. 

Die preußiſchen Truppen te einen ſich auf eine lange 
Beſetzung des Landes einzurichten, und auch ein großer Theil 
der preußiſchen Flotte wird vorausſichtlich in den Häfen der 
Herzogthümer bleiben. , , 

In auenburg follen die Stände jetzt ganz direkt die For⸗ 
derung aussprechen, daß dieſes Herzogthum Preußen einver · 
leibt werden ſolle. h 

Sachſen. Eine Petition, welche überloyale Bürger ber 
Stadt Leipzig in Umlauf geſetzt hatten, und welche das Ver⸗ 
bot des Kladberadatſch vom ſächſiſchen Miniſterium forderte, 
hat nicht nach Dresden abgefandt werden können, weil fie 
nicht genug Unterſchriften e hat. g . 

Baiern. Trotz aller Anſtrengungen findet die 1 e 
keinen Nachfolger für den abgetretenen Miniſter v. hen! 
Durch die Haltung in der fan, Pag h ſcheint alles ſo 
verwirrt und verfahren zu 1 daß ſi „an 
Syſiphus-Arbeit will, Ordnung in den Verhältniſſen 
nach innen und 5 außen zu ſchafßen. Man hat ſchon 
verſchiedentlich davon geſprochen, Herrn v. Pfordten wieder 
in das Miniſterium zu berufen, doch ſcheint es, als ob Kö⸗ 
nig Ludwig nicht vergeſſen kann, daß Herr v. Pfordten aus 


dem Miniſterium ſeines verſtorbenen Vaters austreten mußte, 


weil der König, wie er ſagte, Frieden haben wollte mit ſei⸗ 
nem Volke. — gie ; 

Dein eich Man ſpricht in Wien von einem bevor- 
stehenden Rücktritt des Grafen Rechberg, doch liegt in den 
Namen der Männer, welche man als ſeine Nachfolger nennt, 
kein großer Troſt für die liberale Partei. Es ſind dies der 
Fürſt Metternich und der Freiherr v. Bach. Erſterer, jetzt 
Geſandter in Paris, huldigt genau denſelben Anſchauunzen, 
wie Graf Rechberg, und würde die einzige Aenderung, die 
durch ſeinen Eintritt in das Ministerium herbeigeführt würde 
die ſein, daß die Verhältniſſe zwiſchen Oeſterreich und Frankrei 
ich freundſchaftlicher geſtalten würden. Was Herrn v. Baß 
betrifft, ſo würde ſich ſein Eintritt in das Miniſterium durch 
eine verſchärfte en dem des Konkordats kennzeichnen, 
ein Ereigniß, deſſen traurige Folgen für die Entwicklung 
des Kaiſerſtaates auf der Hand liegen. Da man in Wien 
in dieſem Augenblick, wo man zwiſchen dem Verkauf der 
Staatsdomänen und einem neuen Anlehen ſchwankt, gern 
mit aller Welt in Frieden leben möchte, ſo will man auch, 
wie es heißt, eine Ausſöhnung mit Ungarn verſuchen. Auch 
von der bevorſtehenden Anerkennung des Königreichs Italien 
iſt die Rede. 

Frankreich. Man verſucht es von Paris aus noch immer, 
die Konvention mit Italien fo hinzuſtellen, als ob fie wirklich 
eine Löſung der italieniſchen Frage bilden folle, doch laſſen 
die von der Regierung abhängigen Zeitungen hin und wieder 
197 Drohung gegen Deſterreſch einfließen, für den Fall, daß 

ieſer Staat einen Angriff auf das junge Königreich unter- 
nehmen jellte, Aus Algier lauten die Nachrichten noch 
immer ſehr ungünftig; der Marſchall Mac Mahon verlangt 
fortwährend neue Truppen, da der ganze Süden des König⸗ 


en den Versuch, die Kandidatur 


Niemand an die 


reichs in Aufruhr iſt, und trotz verſchiedener blutigen Schlachten, 
in welchen die franzöfiſchen Truppen Sieger geblieben ſind, 
doch eine Dämpfung dieſes Aufruhrs fo bald nicht in Aus⸗ 
ſicht ſteht. 
ns net. Der bald endgiltig feſtgeſtellte Verluſt der 
Seuegthümer hat in Kopenhagen die Gegner des Königs 
hriſtian ſehr bedeutend verſtär . Abgefehen von der ſkan⸗ 
dinaviſchen Partei, welche eine Vereinigung von Schweden, 
Norwegen und Dänemark zu einem Reiche will, tritt jetzt 
auch eine andere Partei auf, welche behauptet, daß jetzt, 
nachdem durch die Abtretung von Schleswig⸗Holſtein der 
Geſammtſtaat Dänemark aufgehört habe & exiſtiren, auch 
das Londoner Protokoll, if dem das cht des Königs 
Chriſtian IX. beruht, in all ſeinen Beſtimmungen ungiltig 
ſei, ſo daß jetzt der Prinz Friedrich von Heſſen wieder in 
ſeine Erbrechte eintreten müſſe. 

Spanien. Der Miniſter Gonzalez Bravo hat in 
Bezug auf die bevorſtehenden Wahlen ein Rundſchreiben an die 
Präfekten (ungefähr unſeren Landräthen i e Beamte) 
erlaffen, in welchem es heißt: „Suchen Sie alle Ihre Schritte 
mit der ſtrengen Beobachtung der Geſetze und die nothwen- 
dige Achtung des Rechts mit der aufrichtigen Handhabum; 
unſerer Inftitutionen in Einklang zu bringen. Die Wahl 
rechte ſollen mit Ordnung, aber in vollkommenſter Freiheit 
in Ausübung gebracht werden. Die gegen die Ausübung 
der Wahlrechte unternommenen Verſuche find überall un ⸗ 
igt u fallen. Ahmen Sie ſolch unglückſelige Beifpiele 
icht nach. 


Zwei Jahre 

heißt die Ueberſchrift eines Artikels der Provinzial⸗Korreſpon 
denz, den die Kreuzzeitung theilweiſe abgedruckt hat. Dieſer 
Aufſatz beginnt mit den Worten: „Am 8. Oktober waren 
es zwei Jahre, daß das jetzige Miniſterium auf den. Ruf 
des Königs die Leitung der Staatsverwaltung übernahm.“ 
Dieſer Tag iſt aber nur dur Uebertragung des auswärtigen 
Miniſteriums an Herrn von Bismark gekennzeichnet; die Pro⸗ 
vinzial⸗Korreſpondenz will alſo nur Herrn von Bismark feiern. 
fiber bar aber, was fie zum Ruhme dieſes Ministers anzu⸗ 
ühren hat. 

„Es iſt,“ ſagt ſie, „dem Miniſterium Bismark gelungen, 
die thatſächlichen Grundlagen und Bedingungun elne 
feſten Köni in Regiments in den wichtigſten Be⸗ 
siehungen wieder en 

En gewesen i. W mn doch nur dasjenige werden, was 
zerſtört geweſen iſt. Wie kann aber die Provinzial⸗Korreſpondenz 
in Beziehung auf das königliche Regiment von Wiederher⸗ 
ſtellung reden? Wo und von wem find denn die Grund- 
lagen des Königlichen Regiments angetaſtet worden? Wir 
wiſſen zwar ſehr wohl, daß manche Leute das Volk gern 
zu der e Meinung bringen möchten, als ob Seitens 
des Abgeordnetenhauſes derartiges verſucht worden wäre; 
aber ſo weit iſt doch noch bis jetzt niemand gegangen, zu 
behaupten, daß die Macht der Krone wirklich verkleinert 
worden ſei. — Die einzigen thatſächlichen Veränderungen, 
welche im Regiment unſeres Vaterlandes in neuerer Seit 
ſtattgefunden haben, ſind unſeres Wiſſens nur folgende. 
Durch das Geſetz vom Januar 1820 wurde beſtimmt, daß 
in Zukunft neue Steuern und Anleihen nicht ein: Zuftim- 
mung der zu bildenden Reichsſtände auferlegt oder gemacht 
werden follten, und in den Jahren 1848 —1850 kam unſere 
Staatsverfaſſung zu Stande, durch welche feſtgeſtellt wurde, 
wie die geſetzgebende Macht nunmehr von dem Könige und 
dem Landtage gemeinfam in der Art auszuüben ſei, daß kein 
Geſetz zu Stande kommen könne, ohne Genehmigung des 


Königs und ohne Zuſtimmung beider ie des Landtages. 
Dies ſind die einzigen thatſächlichen Veränderungen, welche 
in der Regierungsform Preußens vor ſich gegangen ſind. 
Vor dem Inkrafttreten der Verfaſſung lag das Recht der 
Geſetzgebung bei der Krone allein, heute übt ſie dieſes Recht 
in Uebereinſtimmung mit der Landesvertretung aus. Da 
nun die Verfaſſung ausdrücklich im Artikel 99. beſtimmt, daß 
der Staatshaushalt alljährlich durch ein Geſetz feſtgeſtellt 
werden ſoll, ſo kann auch die Regierung nicht Muh das 
Recht beanſpruchen, allein darüber zu beſtimmen, welche 
15. für die verſchiedenen Verwaltungszweige zu machen 
ind. 


Wenn aber die Provinzial⸗Korreſpondenz weiter fagt: 
„Nach dem Scheitern jeder Verſtändigung über den Staats⸗ 
haus halt aber hat die Regierung ihre unerläßliche Pflicht gegen 
das Land dadurch erfüllt, daß ſie den Staatshaushalt unter 
ihrer 1 Verantwortung mit der hergebrachten altpreu⸗ 
ßiſchen Gewiſſenhaftigkeit weiterführte“, ſo können wir hier⸗ 
auf nur erwiedern, daß die „Weiterführung“ des Staats⸗ 
haushalts der Regierung doch nur durch den Fleiß des 
prenßiſchen Volkes möglich geworden iſt. Ja unſer Volk ift 
fleißig! es arbeitet tüchtig und kommt im Wohlſtande vor⸗ 
wärts. Dadurch ſteigt ſeine Wohlhabenheit von Jahr zu 
Jahr, und mit ihr mehren ſich die Einkünfte des Staates. 
Hierdurch allein iſt es der gegenwärtigen Regierung gelungen, 
die jährlich wachſenden Ausgaben für das Heerweſen zu be⸗ 
ſtreiten. Ein Verdienſt kann für dieſelbe aus dieſer That⸗ 
ache nicht in Anſpruch genommen werden, denn aus ihrer 
Urheberſchaft iſt bis heute noch kein einziges Geſetz hervor⸗ 
Woungen, das befruchtend auf die Erwerbsthätigkeit des 
Volkes wirkte, wohl aber Dat hey. frühere gi 
der Heydt, in ſeinem bekannten Briefe an den Kriegsminiſter 
von Roon ausdrücklich anerkannt, „daß ſeit längerer Zeit in 
den nicht militäriſchen Verwaltungen eine ſo große Spar⸗ 
ſamkeit herrſche, daß es nicht mehr möglich ſei, auch nur 
dein Schein zu retten, als wollte man den immer dringenderen 
Bedürfniſſen wirklich abhelfen.“ Ja ſogar in mehreren ſehr 
wichtigen Zweigen des Keiegeminifteriums muß mehr geipart 
werden, als uns gut ſcheint. Die neuen Verbeſſerungen ber 
Schußwaffen erfordern einen Umbau der Feſtungen, welchen 
man kaum angefangen hat; wie weit unſere Marine an Zahl 
und Größe der Schiffe weit hinter dem Bedürfniß zurück⸗ 
bleibt, hat der kürzlich beendigte däniſche Krieg abermals 
klar gezeigt, und die Nothwendigkeit einer Solderhöhung für 
die Unteroffiziere und Gemeinen wird eben jo wenig abzu⸗ 
leugnen fein, wie die Verſtärkung des Futterquantums für 
die Kavallerie. Kurz, alle Bedenken, welche das Abgeordneten⸗ 
haus beſtimmt haben, die Mittel zur Durchführung der 
ſogenannten Armeereorganiſation zu verweigern belieben noch 
fort und dem Miniſterium iſt es in keiner Weiſe gelungen, 
durch die That zu beweiſen, daß ein einziges derſelben un 
begründet war. Ja, das Minifterium hat thatſächlich eine 
ſeiner Forderungen, die dreijährige Dienſtzeit, um die ſich der 
Streit hauptſächlich drehte, bis jetzt nicht durchgeführt. — 
Noch weniger können wir begreifen, wie man SAN. daß 
das Miniſterium, trotz des nicht zu Stande gekommenen 
Staatshaushaltsgeſetzes, das doch von der Verfaſſung aus⸗ 
drücklich verlangt wird, „auf eigene 1 8 den Staats- 
haushalt weiter führt“, ihre „altpreußiſche Gewi Nenhaftigteit‘ 
rühmen kann. So weit wir die Geſchichte unſeres DBater- 
landes kennen, erwarb ſich das preußiſche Beamtenthum den 
Ruf der Gewiſſenhaftigkeit durch ſtrenge und peinliche. Be: 
obachtung der beſtehenden Geſetze, und darin muß auch in 


iniſter von 


jedem Staat die nothwendigſte und erſte Eigenſchaft eines 
Beamten gefunden werden, denn wo ſoll 175 un das 
Recht hernehmen, von ſeinen Bürgern die Beobachtung der 
Geſetze zu fordern, wenn ihnen fee Beamten nicht ſelbſt 
mit gutem Beiſpiele vorangehen Deshalb erſcheint es 
ſonderbar, dieſes als rühmenswerth zu erwähnen. 

Am Schluß ſagt die Provinzial⸗Korreſpondenz: „daß 
Herr v. Bismark gleich bei der Uebernahme Line Amtes 
davon überzeugt war, daß die Verirrung und Krankheit des 
öffentlichen Bewußtſeins am beſten und wirkſamſten geheilt 
werden könnte, wenn es gelänge, dem Geiſte des Volkes 
ftatt der ungeſunden vergiftenden Koſt des Parteitreibens 
die erfriſchende und belebende Nahrung patriotiſcher Begei⸗ 
ſterung und nationaler Erfolge zu gewähren. Niemand aber 
konnte ahnen, daß ihm dies in ſo kurzer Zeit in ſo hohem 
Maße gelingen würde, wie es in der That der Fall ge 
weſen iſt.“ 

Es ſcheint, als wolle die „Prov.⸗Korr.“ damit ſagen, daß 
der Krieg gegen Dänemark unternommen worden ſei, um das 
Volk 515 en Erfolg nach 1 1 von den inneren Angelegen⸗ 
heiten abzuziehen, ed behauptet fie, der Plan ſei gelun 
BE In 1 Beziehung können wir nicht urtheilen; fie ſteht 
er Regierung näher, als wir, und mag daher mit den Ber 
weggründen zu den Thaten derſelben vertraut ſein; das Volk 
aber kennen wir beſſer und ſagen daher frei, daß die zweite 
Behauptung ein Irrthum iſt. Die Preußen find keine Fran 
zoſen, welche ſich bei ihrem leicht aufbraujenden, aber nicht 
nachhaltigen Charakter, bei ihrer bekannten Eitelkeit leicht 
durch das Wort „Ruhm“ verblenden laſſen. Unſer Volk 
iſt gern bereit, den in Shleswig- Hol tein bewährten Muth 
und die DTachiitrerk des aus feiner Mitte hervorgegangenen 
Heeres anzuerkennen, aber von feinem guten Recht wird es 
um deswillen nicht laſſen. Im Hinblick auf die Waffen⸗ 
thaten der Armee, die nicht das Geringſte mit dem Ver⸗ 
faſſungsſtreite zu thun haben und ihn daher auch nicht ent⸗ 
Lade können, wird es den innerſten Kern der beſchworenen 

eee das Ausgabebewilligungsrecht der Landes⸗ 
vertretung, nicht aufgeben. £ 

Sprechſaal. 

Im Jahre 1603 befand fi) die Regierung König Phi⸗ 
lipp III. von Spanien wieder einmal in der größten Geld⸗ 
noth. Es war dies eine dauernde Krankheit des ſpaniſchen 
Regiments, trotz der bedeutenden Zuflüſſe aus den perua⸗ 
ni 15 und mexikaniſchen Bergwerken. Nach langen Bera⸗ 
thungen wurde von zwei Räthen, von dem Rathe der Fi⸗ 
nanzen und dem Rathe von Caſtilien, eine Ver nderung 
des Münzwerthes vorgeſchlagen. Man war in ſo großer 
Bedrängniß, daß man dies unerhörte Mittel „als eine Sache 
vom Himmel“ ergriff. Gleich als ſei Caſtilien ein geſchloſſe⸗ 
ner Handelsſtaat, erhöhte man den Werth des Kupfers von 
zwei auf vier und prägte für 6½ Millionen Kupfer hier⸗ 
nach um. Auf einen Augenblick half dieſe aus Matetee 
Unkenntniß der Volkswirthſchaft entſprungene Maßregel, 
ſehr ſchnell aber zeigte ſich der dadurch angerichtete Schaden. 
Die Kaufleute der halben Welt eilten, ihr Kupfer nach 
Caſtilien zu führen, wo dies Metall ſo hoch ſtand. In 
Kurzem war das Silber ſo ſelten geworden, daß man am 
Hofe 40 Prozent Aufgeld dafür bezahlte. Kupfer dagegen 
war ſo häufig, daß man für 128 Millionen Dukaten zin 
Caſtilien rechnete. Welch ein Zuſtand! Alle Jahre bringt 
die indiſche Flotte zehn, eilf, zwölf Millionen Silber, und 
im ganzen Lande findet ſich kein Silberreal! (S. Ranke, 
Geſchichte der Fürſten und Völker von. Südeuropa.) 
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